
Antrag Nr. 16-O-10-0036
SPD, CDU, FDP

Betreff:

Umgang mit zunehmenden Straftaten in Delkenheim 
Gemeinsamer Antrag der SPD, CDU und FDP-Fraktion   

Antragstext:

In den letzten Wochen kam es in Delkenheim vermehrt zu Delikten von Vandalismus, Einbrüchen, 
Diebstählen und zu Fällen von vorsätzlicher Brandstiftung. Dies beunruhigt die Delkenheimerinnen 
und Delkenheimer zunehmend. Aus einem Schreiben der Presse an die Polizei Hessen sei 
genannt: 

05.08. - Diebstahl eines hochwertigen PKW Audi S5 in der Reutlinger Straße

09.08. - Tierdiebstahl (Küken) Domäne Mechthildshausen (Gem. Delkenheim)

10.08. - Einbruchdiebstahl Kühlhaus Golfrestaurant „Lange Seegewann“, Transport der Waren mit   
              entwendetem Golfwagen

12.08. - Versuchter Einbruch mit hohem Sachschaden in Reihenhaus Straubinger Straße

14.08. - Vandalismus, Zerstörung eines „Apotheken“ Smart auf dem Parkplatz REWE,     
              Pfarrmorgen

14.08. - Verbringung und Beschädigung eines Anhängers und einer Vespa von einem Parkplatz 
 „Kirchenstück“ auf einen angrenzenden Acker

14.08. - Vandalismus und Einbruch im Clubhaus des Tennisvereins Delkenheim, Wilhelm-Dietz-
              Straße

21.08. - Vorsätzliche Brandstiftung mit Fahrzeuguntergang / Totalschaden an einem Mercedes A 
              im Akazienweg, sowie Beschädigung zwei weiter Fahrzeuge

Dazu kommen noch mehrere an verschiedenen Stellen und Tagen in Brand gesetzte Mülltonnen.
Daher beantragen die Fraktionen im Ortsbeirat Delkenheim den folgenden Beschluss zu fassen:

Der Ortsbeirat möge beschließen:

1. Den Revierleiter des zuständigen Polizeireviers in den Ortsbeirat einzuladen, um zu berichten:

- ob eine Zunahme der Straftatdelikte im Stadtteil Delkenheim in den letzten 5 Jahren zu 
          verzeichnen ist,

 
- welche Maßnahmen getroffen wurden, um die oben genannten Vorfälle aufzuklären

  - welche Maßnahmen von Seiten der Polizei, ggf. in Verbindung mit der Stadtpolizei, ergriffen 
         werden, um künftig die Zahl der Straftaten zu minimieren 

2. Der Magistrat möge berichten, in welchem Ausmaß die  Landeshauptstadt  Wiesbaden bei der 
Verhinderung und Aufklärung der genannten Vorfälle eingebunden wurde. 

Wiesbaden, 29.08.2016


